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					Bereits zum vierten Mal deckt der Report »Recht gegen rechts« rechtsextreme Tendenzen in der Rechtsprechung auf. Wo nutzt die Justiz ihre Instrumente zur Verteidigung von Demokratie und Vielfalt nicht ausreichend? Was tut sie zum Schutz derer, die sich für unsere Zivilgesellschaft engagieren? Mehr als 30 prominente Autor*innen beschreiben die wichtigsten Fälle aus dem vergangenen Jahr. Eine offensive Analyse des Versagens der Justiz und eine kritische Chronik erfolgreicher rechtlicher Gegenstrategien.

					Der Jurist und Autor Maximilian Steinbeis demonstriert, dass es Möglichkeiten gibt, der Beteilung von Parteien wie der AfD in Ausschüssen entgegenzuwirken. Die Rechtsprofessorin Katrin Höffler beschäftigt sich mit dem Autoritarismus, der sich im Umgang mit den Klimaprotesten breitmacht. Der Opferanwalt Onur Özata berichtet von dem Itzehoer Strafprozess gegen eine ehemalige KZ-Sekretärin. Außerdem geht es um Sexismus in der Rechtsprechung, die Verharmlosung der Neonazi-Legende von einem alliierten »Bombenholocaust« und viele weitere Themen.
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					Die Herausgeber*innen sind Journalist*innen und kritische Jurist*innen, die sich von einer Grundeinsicht leiten lassen: Rechtsextremisten verstehen das Recht als Arena ihrer politischen Kämpfe und versuchen, es für ihre Zwecke auszunutzen. Wenn alle diese Versuche dokumentiert und bewertet werden, ist ein wichtiger Schritt getan, um sich besser wehren zu können.
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					Warum »Recht gegen rechts«?

					Prolog

				Das Jahr 2024 ist ein Superwahljahr. Im Frühjahr wird das neue Europäische Parlament gewählt. In Europa und in Deutschland ist die Rechte auf dem Vormarsch. In Brüssel hoffen rechte Parteien, beflügelt von vielen Regierungsbeteiligungen in den Mitgliedstaaten, deutlich mehr Einfluss auf die Gesetzgebung zu erhalten – sofern es gelingt, die internen Streitigkeiten im rechten Lager beizulegen. Viele rechte Parteien wollen nicht mehr nur den Austritt ihres jeweiligen Staates aus der EU, sondern zielen auf ein autoritäres und nationalistisches Europa ab. Dabei ist es ein bewährtes Vorgehen der extremen Rechten, sich wie aktuell in der Flüchtlingsfrage als Bezwinger jenes Chaos zu inszenieren, das sie teils gemeinsam mit konservativen Parteien selbst zu verantworten haben – wie die Krise der Infra- und Verwaltungsstrukturen und der sozialen Ungleichheit.
In allen ostdeutschen Bundesländern finden im Frühjahr 2024 die Kommunalwahlen statt, im Herbst desselben Jahres werden in Sachsen, Thüringen und Brandenburg die Landtage gewählt. Die rechtsextreme AfD profitierte im Spätsommer 2023 in Umfragen jeweils mit teils über 30 Prozent der prognostizierten Wähler*innen-Stimmen von der Diskursmacht ihrer Themen und Narrative. Doch rechtsextreme Einstellungen und entsprechende Wahloptionen sind ein gesamtdeutsches Problem. Jede zwölfte Person in Deutschland teile ein »manifest rechtsextremes Weltbild«, diagnostizierte die »Mitte-Studie« der Friedrich-Ebert-Stiftung 2023. Die Zustimmung zu rassistischen Aussagen ist deutlich auf über ein Drittel der Befragten gestiegen. Kurzum: Das Wähler*innenpotenzial für rechte Politik weitet sich aus, nachdem es jahrelang stagnierte.
Der deutsche Rechtsradikalismus hat sich seit den »Baseballschlägerjahren« der 1990er Jahre und dem kurzen Höhenflug der NPD nach der Jahrtausendwende wieder erfolgreich in die Parlamente gehetzt und geprügelt. Zehn Jahre nach Gründung der AfD erscheint ihre Präsenz im Bundestag, den Landtagen und Talkshows dieses Landes heute unerträglich normal. Die Wahl des AfD-Politikers Robert Sesselmann in Thüringen zum ersten rechtsextremen Landrat seit 1945 löste 2023 erst breites Entsetzen in der Öffentlichkeit aus – und war kurz darauf doch bloß nur noch Teil eines neuen Status quo: Auf eine Phase der Eskalation folgt die nächste.
Es gibt nichts zu beschönigen. In Deutschland besteht heute die ernsthafte Gefahr der Regierungsmitwirkung oder -beteiligung einer rechtsextremen Partei, zumindest auf Länderebene. Doch auch ohne direkte Regierungsverantwortung können Rechtsextreme aktiv an der Gesetzgebung mitwirken, den Staatsapparat umbauen und auf die Justiz einwirken. Etwa wenn in Thüringen die AfD als möglicherweise stärkste Fraktion im Richter*innenwahlausschuss des Landtags jede Ernennung von Richter*innen blockieren oder durchsetzen kann. Politiker*innen der AfD könnten auch politische Dienstherr*innen der Exekutive werden, mitverantwortlich für Polizei- und Migrationsbehörden, mitverantwortlich für den Verfassungsschutz.
Wie also schützt der Rechtsstaat seine Bürger*innen und Institutionen vor dem zu befürchtenden antidemokratischen Umbau? Wie schützen wir als Bürger*innen die offene Gesellschaft und diejenigen, die besonders im Fokus der extremen Rechten stehen? Und wie groß oder klein sind die Zeiträume, die noch bleiben? Diese Fragen bewegen überall in Europa und in Deutschland angesichts des Vormarschs der parlamentarischen Rechtsextremen viele Menschen. Auch wenn unter den Herausgeber*innen des Reports »Recht gegen rechts« – wie vielerorts – die Debatte um ein Verbot der rechtsextremen AfD durchaus kontrovers geführt wird: Gerade weil die Gefahr für marginalisierte Gruppen und für die Institutionen des Rechtsstaats so groß ist, müssen die Antragsberechtigten – Bundestag, Bundesregierung und/oder Bundesrat – ein solches Verbotsverfahren jetzt in Gang setzen. Das legt auch ein Gutachten des Deutschen Instituts für Menschenrechte (DIMR) nahe.
Als Herausgeber*innen des Reports »Recht gegen rechts« sind wir überzeugt, dass es darum zu tun ist, das Wiedererstarken faschistischer Tendenzen in der Gesellschaft, das der Philosoph und Soziologe Theodor W. Adorno schon 1967 beobachtete, auch durch juristische Mittel – die Mittel der Demokratie, des Grundgesetzes – zurückzudrängen. Nur durch die Wachsamkeit einer kritischen Öffentlichkeit und nur, wenn auch die Justiz ihre Instrumente zur Verteidigung von Demokratie und Vielfalt nicht verstauben und verrosten lässt, werden wir den rechten Marsch durch die Institutionen verhindern können.
Deshalb sind in unserem diesjährigen Report auch wieder Beispiele für gelungene Formen der juristischen Auseinandersetzung mit der Gefahr von rechts enthalten. Valentina Chiofalo und Amelie Röhling zeigen beispielsweise in ihrem Beitrag über eine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts, wie rechte Akteur*innen aus gesellschaftlichen Räumen, zum Beispiel Sportvereinen, ausgeschlossen werden können. Maximilian Steinbeis demonstriert, dass es auch gegen Parteien wie die AfD Möglichkeiten gibt, um ihrer Beteiligung in Ausschüssen entgegenzuwirken. Und Jannik Rienhoff erläutert, wie eine engagierte Nebenklage auf Prozesse rund um LGBTQIA*-Hatecrimes einwirken kann.
Doch reicht es, das Recht im Kampf gegen rechts zu schärfen und zu sensibilisieren, um die Resilienz der verwundbaren Demokratie sicherzustellen? Was bringt es, die Behörden und Gerichte zum konsequenten Einschreiten gegen Rechtsextreme und zur Verteidigung der Menschenwürde, der Gleichheit aller Menschen, der offenen Demokratie und des Rechtsstaats aufzurufen, wenn immer größere Teile der Bevölkerung den Rechten ihre Stimme geben, die gerade diese Werte angreifen? Wie geht man mit einer Justiz um, die rechte Tendenzen und Gewalt herunterspielt, wie im Falle der Nichtverfolgung antisemitischer Straftaten, die Julia Gelhaar und Nils Kohlmeier in ihrem Beitrag diskutieren? Wie lange können Grund- und Menschenrechte noch der Maßstab sein, wenn selbst in der bürgerlichen Mitte Menschenrechtskonventionen als aus der Zeit gefallen gelten und individuelle Verfahrensrechte angegriffen werden? Was passiert, wenn die Verteidiger*innen von Menschenrechten ins Visier des Staates geraten, wie Clara Bünger in ihrem Beitrag zu den Schlepperei-Verfahren gegen Seenotretter*innen in Griechenland darstellt?
»Recht gegen rechts« ist im liberalen Rechtsstaat immer auch die Mahnung, der Versuchung zu widerstehen, blind jenem starken Staat zu vertrauen, der zu oft Teil des Problems war und ist. Das gilt insbesondere bei unbestimmten rechtlichen Instrumenten wie der »Freiheitlich Demokratischen Grundordnung«, zu deren Gefahren Sarah Schulz in diesem Report anlässlich der AfD-Landratswahl im thüringischen Sonneberg ausführlich Stellung nimmt.
Zugleich gilt es, an das Recht keine falschen Erwartungen zu stellen. Die beste Verfassung ist nichts wert, wenn sie nicht täglich mit Leben gefüllt wird, wenn ihre Verteidiger*innen nicht wissen, was und warum sie die Verfassung verteidigen. Kein Zweifel – im Kampf gegen rechts kommt dem Recht eine wichtige Rolle zu. Aber es greift zu kurz, nein, es wäre geradezu fahrlässig, sich nur auf juristische Instrumente zu verlassen. Im demokratischen Rechtsstaat kann die Abwehr der Gefahr von rechts nicht ausschließlich dem Recht übertragen werden. Demokratien brauchen Demokrat*innen.
Das Grundgesetz, so hielt das Bundesverfassungsgericht es 2009 in seiner berühmten Wunsiedel-Entscheidung fest, ist nicht wertneutral, sondern ein Gegenentwurf zum nationalsozialistischen Regime, das ihm voranging. Es steht in der Hoffnung, die Welt zu bewahren vor jenem Ungeist, der erst zum Schleifen der Weimarer Demokratie und dann zu Krieg und millionenhaftem Massenmord führte. Doch diese Hoffnung ist fragil. Bertolt Brecht mahnte schon 1941 im finnischen Exil – noch vor dem erhofften Sieg gegen Nazi-Deutschland: »Dass keiner uns zu früh da triumphiert – Der Schoß ist fruchtbar noch, aus dem das kroch.«
Diese Sprichwort gewordene Warnung ist heute aktueller denn je. Denn es scheint, dass nicht nur der Rechtsstaat seine Instrumente gegen rechts hat verstauben lassen – nein vielmehr, als habe diese Gesellschaft selbst ihre demokratischen Grundlagen, das Grundgerüst dieser Demokratie vernachlässigt. Bedrohlich wird es auch dann, wenn kritische Stimmen aus den Staatsapparaten mundtot gemacht werden, wie Jan-Felix Sengespeik-Braun in seinem Beitrag zur politischen Agenda der Polizeigewerkschaften mahnt. Die Rechten profitieren heute auch von einer paradoxen Schwäche der parlamentarischen Demokratie. Während einerseits die demokratischen Institutionen etabliert sind wie nie zuvor in der Geschichte, erleben wir andererseits nicht nur bundesweit, sondern global eine eigentümliche Resignation auf das, was manchmal als politische Kultur, als Kultur des demokratischen Streites bezeichnet wird. Wir sehen das in der Gewalt, die Aktivist*innen der »Letzten Generation« aus großen Teilen der Bevölkerung entgegenschlägt, einer Wut, in deren Windschatten längst nicht nur offene Rechtsextreme sich daranmachen, Institutionen der im Grundgesetz verfassten Zivilgesellschaft – Meinungsfreiheit, Versammlungsfreiheit, Rechtsstaatlichkeit – zum Erodieren zu bringen. Katrin Höffler verweist in ihrem Beitrag zum zivilen Ungehorsam genau auf diesen Autoritarismus, der sich im Umgang mit den Klimaprotesten breitmacht. Recht gegen rechts heißt daher nicht nur, rechtsextrem motivierte Straftaten konsequent zu ahnden oder rechtsextreme Beamt*innen und Richter*innen disziplinarrechtlich zu sanktionieren, sondern auch, die Spielräume zu nutzen, die Recht und Verfassung uns allen gewähren, sich für die Demokratie, für die Gesellschaft der »Freien und Gleichen« im besten Sinne zu engagieren – sei es in Parteien, Gewerkschaften oder eben auf der Straße.
Wir sind nicht dazu verdammt, hoffnungsvoll auf den Gesetzgeber oder Gerichte zu schauen, ob und wann sie endlich aktiv werden gegen die Gefahr von rechts. Das können und müssen wir, liebe Leser*innen, schon selbst tun.
Und es gibt sie, die Momente der Hoffnung und der Resilienz gegen den Rechtsruck. Seien es Medien, die ausdrücklich auch die juristische Dimension beleuchten, wie zum Beispiel der Podcast »Extrem rechts – Der Hass-Händler und der Staat« des MDR zum jahrelang zögerlichen Vorgehen des Staates gegen den Hallenser Rechtsextremen Sven Liebich zeigt. Oder etwa das »Thüringen-Projekt« des Verfassungsblogs, das erstmals umfassend untersucht, welche rechtlichen und politischen Gefahren durch die eingangs erwähnte mögliche Regierungsbeteiligung von Rechtsextremen konkret drohen.
Zunehmend gibt es zivilgesellschaftliches, antifaschistisches Engagement, das explizit die Rolle des Rechts im Kampf gegen rechts thematisiert. Nur im Schulterschluss mit allen anderen zivilgesellschaftlichen Akteur*innen ist eine wirksame »Brandmauer« gegen rechts denk- und aufbaubar.
 
Die Herausgeber*innen

					Der Schoß ist fruchtbar noch

					Gegen Feinde der Freiheit braucht es eine wachsame Justiz

					von Charlotte Knobloch

				Wenn wir von Rechtsextremismus, von Hass und Antisemitismus in der deutschen Gesellschaft sprechen, dann sprechen wir niemals nur über diese Phänomene selbst. Wir sprechen besonders und vor allem über das Bewusstsein, das die deutsche Gesellschaft für sie in den bald acht Jahrzehnten seit dem Ende des Nationalsozialismus ausgebildet hat. Oder vielmehr: haben sollte.
Denn die Frage, wie sehr dieses Bewusstsein in unserem Land in den Köpfen der Menschen verankert und akzeptiert ist, lässt sich heute nicht mehr so leicht und eindeutig beantworten wie noch vor einigen Jahren. Vieles, das wir für selbstverständlich und festgefügt gehalten hatten, hat sich in jüngster Zeit als unerwartet brüchig und unsicher erwiesen.
Nicht nur die jüdische Gemeinschaft hatte nach 1945 stets darauf vertraut (und vertrauen müssen), dass ein Zusammenleben in Respekt und Toleranz auf lange Sicht die einzige gesellschaftliche Zielmarke sein konnte. Aus dieser Überzeugung heraus stellten Repräsentanten der jüdischen Gemeinschaft sich dem Hass entgegen, der sich nach 1990 gegen Flüchtlingsheime etwa in Rostock-Lichtenhagen oder Solingen entlud, sie stellten sich an die Seite der Betroffenen, die etwa aus Vietnam kamen oder aus der Türkei. Auf dieser Annahme baute auch die enorme Expansion der Gemeinden in den neunziger Jahren auf und bildete ganz buchstäblich auch das Fundament für viele neue jüdische Strukturen im Land. Ich selbst sprach erstmals im November 2003 davon, dass die sprichwörtlichen Koffer endlich ausgepackt seien: just, als wir den Grundstein für das neue Jüdische Zentrum in München legten. Auch der Satz »Wer baut, der bleibt« fehlte anschließend in keinem Zeitungsartikel.
Aber die Zeiten ständiger Gefährdung und gesellschaftlicher Fragilität sind, anders als erhofft, leider nicht vorbei. Heute, knapp zwei Jahrzehnte später, führt an dieser schmerzlichen Erkenntnis kein Weg mehr vorbei.
Die Refugien und Rückzugsräume, auf die die jüdische Gemeinschaft, aber auch andere Minderheiten früher noch vertrauen konnten, bieten keinen ausreichenden Schutz mehr gegen die Angriffe, die neue mediale und gesellschaftliche Strukturen ermöglicht haben. Für alle, die Hass verbreiten wollen, ist das Leben in den vergangenen zehn bis 15 Jahren spürbar leichter geworden. Ihre Opfer dagegen finden immer weniger Möglichkeiten, sich – auch im Wortsinn – aus der Schusslinie zu nehmen.
Die digitalen Mobs, die sich auf jedes kontroverse Thema etwa im jüdischen Bereich stürzen, sind dafür nur ein Beispiel, und sie bilden nur den ersten, kleinen Anstieg einer langen, steilen Eskalationskurve. Wo in sozialen Medien Fragen wie Beschneidung, rituelle Schlachtung von Tieren oder ganz besonders der Nahostkonflikt verhandelt werden, kann man jüdischen Menschen nur anraten, nicht als jüdisch erkennbar zu sein. Das ist praktisch das Gegenteil von Normalisierung, aber es ist die Lebensrealität vieler jüdischer Menschen: Wer sich outet, der begibt sich in Gefahr.
Drastisch greifbar wurde dieses Problem spätestens mit dem Attentat in Halle im Oktober 2019, als ein online radikalisierter Täter es nicht mehr bei Mordphantasien beließ. Der Attentäter rechtfertigte seine Tat damals in einem Bekennervideo damit, dass der Holocaust eine Erfindung und »der Jude« in Wahrheit die Ursache aller Probleme sei. Aus digitalen Hassräumen führte damals eine schnurgerade, blutige Linie an die zerschossene Synagogentür.
Solch extremer Hass ist eine Bedrohung für die jüdische Gemeinschaft. Aber nicht nur das: Wer glaubt, eine Gefahr für jüdische Menschen sei keine Gefahr für die breite Gesellschaft, der spaziert durch ein Minenfeld. Sobald der Himmel über jüdischen Gemeindezentren sich verfinstert, sollte niemand in der Mehrheitsgesellschaft sich der Illusion hingeben, er könne noch unbeschwert in der Sonne liegen. Jüdische Menschen sind oft das erste Ziel des Hasses – aber niemals das letzte.
Deshalb ist es von entscheidender Bedeutung, dass der demokratische Staat diesem Hass die Grenzen aufzeigt. Ohne wirksame Barrieren und Leitplanken droht sonst eine mehr und mehr zur Verrohung neigende öffentliche Debatte die freie Gesellschaft gänzlich hinwegzuschwemmen.
Das klingt zunächst hart. Ist denn nicht die möglichst offene Debatte Inhalt und Motor der Demokratie? Darf der Staat für seine Bürger und Bürgerinnen solche Einschränkungen anordnen?
Meine Antwort ist: Er darf nicht nur, er muss. Nicht aus autoritärer Geltungssucht, sondern schlicht, um seiner grundlegendsten Aufgabe nachzukommen, nämlich dem Schutz des Lebens und der Freiheiten seiner Bürger. So scharf die Angriffe auf diese Freiheiten ausfallen, so scharf muss auch die Antwort des Staates sein. Zumal des Rechtsstaates.
Auf die gewährten Freiheiten der Demokratie sollte sich nicht verlassen können, wer in Wort und Tat deren Werte untergräbt. Grundrechte wie die Meinungsfreiheit sind zwar das Feuer, das die demokratische Gesellschaft wärmt. Wer aber andere damit verbrennen will und Hass statt Meinungen verbreitet, der kann nicht länger ungehinderten Zugang erwarten – zum Schutz der Allgemeinheit und ja, zum Schutz der Freiheit selbst.
Die Strafverfolgungsbehörden zwingt das zu einer Gratwanderung. Sie müssen einerseits die Freiheitsrechte des Individuums – jedes Individuums – achten und diese auch im Angesicht öffentlicher Erregung mit kühlem Kopf bewahren. Zugleich dürfen sie über den Rechten des Individuums nicht das gesellschaftliche Gesamtinteresse an einem Erhalt des demokratischen Zusammenlebens aus den Augen verlieren. Beidem gerecht zu werden, beide Werte sinnvoll zu gewichten und gegeneinander abzuwägen, ist nahezu ein Ding der Unmöglichkeit – und trotzdem eine Aufgabe, der sich die überwältigende Mehrheit der Juristinnen und Juristen in Deutschland jeden Tag aufs Neue gewachsen zeigt.
Denen hingegen, die an ihr scheitern, muss eine wache und selbstbewusste demokratische Gesellschaft auf die Finger schauen – wie dieses Buch es tut. Nur wo Versäumnisse sichtbar gemacht werden, können Fehler korrigiert und kann das Vertrauen der Menschen in die Richtigkeit und (End-)Gültigkeit juristischer Entscheidungen erhalten bleiben. Die anerkennend-kritische Perspektive, die dieser Report seit Jahren einnimmt, ist gerade deshalb ein so wertvoller und wichtiger Beitrag für eine Rechtspflege, die sich als demokratisches Werkzeug der gesamten Bevölkerung versteht. Die Autorinnen und Autoren dieses Werks werden deshalb auch in diesem Jahr wieder ihren Teil dazu tun, dass Recht und Gerechtigkeit noch näher zusammenrücken. Ich wünsche ihnen für dieses Ziel allen erdenklichen Erfolg.

					DEMOKRATIEFEINDLICHKEIT

				
					
						Aus Versehen den Arm gereckt

						Straffreiheit für Hitlergruß

						von Kati Lang 

					
					Am Abend des 29. Dezember 2021 trafen sich auf dem Würzburger Marktplatz sogenannte Querdenker*innen, um gegen Coronamaßnahmen zu protestieren. Während der Kundgebung hob der Anmelder, der in Würzburg als Rechtsanwalt tätig ist, mehrfach seinen rechten Arm. Fotos und Videos dokumentieren dabei die Geste des Hitlergrußes. In einem später ergangenen Urteil des Amtsgerichts Würzburg liest sich das so: Der Angeklagte »hob den rechten Arm und streckte ihn mit durchgestrecktem Ellenbogen sowie ausgestreckten Fingern – mit Ausnahme des leicht gespreizten Daumens – in einem Winkel von ca. 20–30 Grad leicht nach rechts vorne von sich. Bei der ersten Geste hält der Angeklagte die Hand für 3 Sekunden gerade durchstreckt.«

					Dennoch sprachen sowohl das Amtsgericht als auch in zweiter Instanz das Landgericht Würzburg den Angeklagten frei. Dem Rechtsanwalt sei zwar unstreitig ein »objektiver Hitlergruß« nachweisbar, jedoch sei nicht feststellbar, dass der Angeklagte mit der Geste das verbotene Symbol tatsächlich habe zeigen wollen.

					
						
							Auf der sicheren Seite

						
						»In dubio pro reo« – im Zweifel für den Angeklagten, könnte man sagen. Aber damit machen es sich die Richter*innen zu einfach. Das Mittel der Gerichte, den Weg des geringsten Widerstands zu wählen und bei rechten Hassdelikten freizusprechen, steht seit geraumer Zeit in der Kritik.

						Erst im September 2023 forderte der niedersächsische Generalstaatsanwalt Dr. Frank Lüttig einen konsequenteren Umgang mit rechten Äußerungsdelikten durch die Justiz. Richter*innen und Staatsanwält*innen warf er ein mangelhaftes Demokratie- und Geschichtsverständnis vor, das die Meinungsfreiheit über alles stelle.

						Dabei hat das Bundesverfassungsgericht im Rahmen der Rechtsprechung um Äußerungsdelikte im Jahr 2019 den Gerichten deutliche Grenzen gesetzt. Es verlangt, dass »eine der Meinungsfreiheit gerecht werdende Ermittlung des Sinns der in Frage stehenden Äußerung« zu erfolgen hat. Das bedeutet, dass der Sinngehalt kontextbezogen hinreichend sorgfältig zu ermitteln ist. Kurz und knapp, das Gesagte darf nicht bis zur Unkenntlichkeit verbogen, das Offensichtliche muss als solches benannt werden.

						Diesem Anspruch werden die Würzburger Entscheidungen gerade nicht gerecht. Sie folgen letztlich dem Deutungsangebot des angeklagten Rechtsanwalts, er habe als »extremer Rechtshänder« Versammlungsteilnehmenden nur den Weg auf eine freie Fläche weisen wollen.

						Dabei hatte das Amtsgericht sich im Rahmen des Urteils durchaus sowohl mit den objektiven Gegebenheiten als auch den Tatumständen auseinandergesetzt und deutliche Zweifel an den Ausführungen des angeklagten Rechtsanwalts erkennen lassen. Der Angeklagte hatte zunächst noch versucht, den »objektiven Hitlergruß« zu bestreiten. Diesem Ansinnen erteilten beide Instanzen jedoch – wohl auch aufgrund der eindeutigen Beweislage in Form von Videos und Fotos – eine Absage. Das Amtsgericht Würzburg führte dazu aus: »Die Behauptung des Angeklagten, der Arm sei stets angewinkelt und in einer natürlichen Zeigebewegung gewesen, ist durch die Videoaufnahmen eindeutig widerlegt.«

						Allerdings konnte die entscheidende Amtsrichterin nicht erkennen, dass der Angeklagte den gezeigten Hitlergruß wenigstens »billigend in Kauf genommen« hätte. So habe der Angeklagte ausweislich des in Augenschein genommenen Videos »keinen stolzen Eindruck, sondern einen eher unbeholfenen Eindruck« gemacht. Nur allzu bereitwillig folgten die Gerichte dem Deutungsangebot des Angeklagten, er habe, so das Amtsgericht, mit der »natürlichen Zeigegeste« nur auf noch freien Veranstaltungsraum für die Teilnehmenden zeigen wollen, der rechts von ihm gelegen habe. Weshalb er dafür schweigend seinen Arm mehrfach zum Hitlergruß reckte, statt – was dann wohl nähergelegen hätte – eine durch Winken begleitete verbale Anweisung durchs Mikrophon zu geben, erschließt sich bei lebensnaher Betrachtung nicht.

					
					
						
							(Un-)parteiische Polizist*innen

						
						Problematisch bleibt, dass sich die Entscheidung der Gerichte maßgeblich auf die Deutung der vor Ort eingesetzten Polizeibeamt*innen stützt. Diese wollten ausweislich der Feststellung des Amtsgerichts nur einen »völlig normalen Vorgang« gesehen haben, den »weder er selbst noch irgendwer von den Umstehenden (…) als Hitlergruß aufgefasst (habe)«. Einzig weiterer – neben den Polizeibeamt*innen – vernommener Zeuge war ein Ordner der Versammlung selbst, also ein sogenannter Lagerzeuge, der ebenfalls wenig überraschend die Aussage des Angeklagten stützte.

						Die Aussagen der Zeug*innen hätten das Gericht schon insoweit stutzig machen müssen, als dass es aufgrund der vorliegenden Fotos und Videos selbst feststellte, dass ein »objektiver Hitlergruß« vorlag. Weshalb das Amtsgericht Würzburg letztlich den Freispruch auf die Aussagen der beiden vor Ort eingesetzten Beamten stützte, erschließt sich nicht. Die beiden hatten beteuert, dass der Angeklagte ihnen nicht als Rechter bekannt, sondern dieser »eher etwas Richtung Verschwörungstheoretiker« sei. Aus dem Urteil des Amtsgerichts Würzburg lesen sich aber manifeste Zweifel an dieser Einschätzung der Beamt*innen. Die Richterin stellte in den Urteilsgründen klar, dass die Coronamaßnahmen-Kritiker*innen bereits seit längerer Zeit Bezüge zur rechten Szene aufwiesen. So seien kurze Zeit zuvor bei einer Veranstaltung, an der auch der Angeklagte teilnahm, »gelbe Punkte mit ›Ungeimpft‹-Schriftzug« genutzt worden, und auch Mitglieder der rechtsextremen Partei »III. Weg« hätten an derartigen Demonstrationen teilgenommen. Auch die Ausdrucksweise des Angeklagten bei vorangegangenen Demonstrationen, bei denen er Coronamaßnahmen als »schwerste Menschenrechtsverbrechen des 21. Jahrhunderts« bezeichnete und Todesdrohungen gegen Verantwortliche der Pandemiemaßnahmen aussprach, »die man besser bei der Geburt mit einem Mühlstein ersäuft hätte«, weckte Zweifel des Gerichts an dessen Unschuld.

						
						Schlussendlich aber folgte das Amtsgericht Würzburg trotz seiner offenkundigen Skepsis den Einschätzungen der »geschulten« Polizeibeamt*innen, die dem Angeklagten einen Persilschein ausgestellt hatten. Es fügte aber mahnend an, »dass eine derartige ›natürliche Zeigegeste‹ beim nächsten Mal eindeutig nur als ›Hitlergruß‹ gewertet werden muss und dass eine deutliche Abgrenzung zur rechten Szene für ihn als Verantwortlicher in exponierter Position dringend angezeigt ist«. Wie das Landgericht Würzburg schlussendlich seine Entscheidung im Detail begründet, ist nicht bekannt. Trotz wiederholter Anfragen übersandte es das freisprechende Urteil nicht. Nach Presseinformationen folgte das Landgericht im Wesentlichen der Vorinstanz, stellte keinen Vorsatz fest und stützte sich in seiner Begründung maßgeblich auf die Angaben der eingesetzten Polizeibeamt*innen.

					
					
						
							Hitlergruß in Dresden

						
						Während sich in Würzburg mühsam um die Strafbarkeit herumgeschrieben wurde, hielt das Landgericht Dresden dies in einem ähnlichen Fall schon gar nicht mehr für notwendig. Ein Verfahren wegen Hitlergrußes auf einer Querdenker-Demonstration stellten die Dresdner Richter*innen ein. Begründung: »Die Schuld wiegt nicht so schwer, dass es einer strafrechtlichen Verurteilung bedarf.«
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